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Ruth Metzler, Bundesrätin 1999-2003 
beschloss die Monitoring-Stelle für die Beaufsichtigung des 
Internet-Netz gegen die Cyber-Kriminalität einzustellen. 

 
00.3235 - Interpellation  

Bekämpfung der Pädophilie  

Pierre Tillmanns, Nationalrat 
05.06.2000 

 
Immer wieder hört man, dass Netze aufgebaut 
werden, um die Wünsche einer pädophilen 
Kundschaft zu befriedigen. 
Die Pädophilie muss mit wirksamen Mitteln bekämpft 
werden; sie hat schreckliche Taten zur Folge, die um 
so verwerflicher sind, als sie unschuldige, wehrlose 
Kinder treffen und diese schwer traumatisieren.  
Leider hat dieses Dreckgeschäft durch das Internet 
internationales Ausmass angenommen und ist 
ausserordentlich leicht zugänglich geworden. 
Deshalb ist es unbedingt notwendig, dass die 
Bekämpfung dieser Geissel auf Bundesebene 
zentralisiert wird. Nur so besteht eine Chance auf 
Erfolg. Es scheint nun aber, dass das Bundesamt für 
Polizeiwesen im Bereich der Pädophilie die 
Ermittlungen den Kantonen überlassen und selber 
nichts tun will. Neulich haben verschiedene Eltern 
(namentlich in Frankreich) ihre Kinder auf einer CD-
Rom erkennen können. Aufgrund dieses 
Beweismittels sollte man eine wirksame Suche 
einleiten können. Das Bundesamt für Polizeiwesen, 
das diese CD-Rom im November 1998 erhalten hat, 
sagt aber heute, es handle sich dabei um ein 
kantonales Problem. Jeder Kanton müsste sich also 
die CD-Rom selbst beschaffen, so er dies will, und 
dann seine eigene Untersuchung einleiten. Damit ist 
der Misserfolg programmiert. Es wäre unendlich viel 
einfacher und wirksamer, auf Bundesebene einen 
spezialisierten Dienst mit Personal zu haben, das für 
die Bekämpfung dieses Übels besonders 
ausgebildet ist. 
Deshalb frage ich den Bundesrat: 
 
1. Ist er der Ansicht, man müsse die Pädophilie 
bekämpfen? 
2. Wenn ja, welche Politik gedenkt er in diesem 
Bereich zu verfolgen? 

 

 

Nationale Politik zur Bekämpfung der 
Pädokriminalität 
   
 
Im Dezember 1991 entschied Ruth Metzler, 
Vorsteherin des EJPD, die Internet-
Monitoringstelle zur Überwachung der 
Cyberkriminalität abzuschaffen. Sie 
begründete ihren Entscheid damit, dass die 
strafrechtliche Verfolgung von Missbräuchen 
der Internet- und Kommunikationstechnologie 
sehr anspruchsvoll sei und hohe personelle 
Ressourcen erfordere. Mit anderen Worten: 
Für die Schaffung einer effizienten Stelle mit 
Fachspezialisten mangelte es an finanziellen 
Mitteln. 
 
Diese Sachlage war schwer begreiflich. Es 
war offensichtlich, dass die Internetkriminalität 
in letzter Zeit drastisch zugenommen hatte. 
Nur wenige PolitikerInnen reagierten auf die 
Schliessung der Stelle. Unseres Wissens war 
der Nationalrat Pierre Tillmanns der einzige, 
der auf diesen bundesrätlichen Entscheid 
unverzüglich eine Interpellation einreichte. 
Diese bezog sich spezifisch auf das Delikt 
ĂPªdokriminalitªtñ. Der Bundesrat versicherte, 
dass man Massnahmen für die Bekämpfung 
der Pädokriminalität, insbesondere für die 
Bekämpfung des Sextourismus, schon 
getroffen hätte. Diese Massnahmen schlossen 
die Problematik der Informations- und 
Kommunikationstechnologie jedoch aus.  
  
Sechs Monate später wurde vom Kanton 
Genf eine Initiative eingereicht. Sie 
verlangte die Reaktivierung des Internet-
Monitoring mit einer spezialisierten 
Fachstelle, die Errichtung einer Datenbank 
und die Einführung einer interkantonalen 
Koordination. Der Bundesrat entschied, 
dieser Initiative keine Folge zu leisten.  
 
Der Bundesrat hat trotz dieser zwei Vorstösse 
und denjenigen, die später von der 
Nationalrätin Regine Aeppli eingereicht 
worden sind, immer wieder erklärt, dass dem 
Bund in den Bereichen Kinderpornografie, 
Kindesmisshandlung und Menschenhandel 
lediglich analytische und koordinative 
Aufgaben zustünden. Die Kompetenz zur 
Untersuchung von Widerhandlungen in diesen 
Bereichen liege jedoch bei den Kantonen. 
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Marche Blanche. Warum? 
   
 
Infolge erschütternder Reportagen über die 
schockierende Realität der Internet-Pädophilie 
stellte sich die Frage, wie unsere Regierung 
gegenüber solch abscheulichen Delikten eine 
derartig nachlässige Haltung jenseits aller 
Moral einnehmen konnte. Es war 
unbegreiflich! Im Mªrz 2001 sendete ĂTemps 
Pr®sentñ eine Reportage ¿ber Pªdophilie, in 
der enthüllt wurde, dass eine grosse Zahl 
Kinder tagtäglich vergewaltigt, gefoltert und 
ermordet werden. Die erschütternden 
Tatsachen rüttelten die Öffentlichkeit auf und 
bewegten eine Gruppe schockierter Eltern 
zum Handeln.  
 
Die besorgten Eltern zogen Erkundigungen 
ein. Was machten die Bundesbehörden zur 
Eindämmung der Pädokriminalität? Welche 
Strukturen waren eingerichtet worden? Es 
wurde festgestellt, dass es keine effizienten 
Fachstellen gab. Die Elterngruppe war 
überzeugt, dass eine Bürgermobilisierung eine 
Wirkung auf die zuständigen Behörden 
ausüben könnte.  
 
Da es den Eltern an Bekanntheit und an 
finanziellen Mitteln für die Lancierung einer 
Medienkampagne fehlte, wurde das 
Konzept ĂMarche Blancheñ beschlossen, 
ein Weisser Marsch. Nach der Affäre 
Dutroux und den Ermittlungen, die zahllose 
Pannen in der Justiz an den Tag gebracht 
hatten, hatten in Belgien im Jahr 1996 
350'000 Personen an einem solchen 
Weissen Marsch teilgenommen. 
 
Am ersten nationalen Weissen Marsch 
konnten viele TeilnehmerInnen ihre Gefühle 
nur schwer verheimlichen. Viele von ihnen 
sprachen von den schmerzlichen 
Erinnerungen an eine zerstörte Kindheit. Viele 
von ihnen wussten auch nicht, wohin sie sich 
wenden konnten.  
Vier der acht Forderungen des Vereins 
Marche Blanche befassen sich direkt mit 
Opferhilfe. Die missbrauchten Kinder und 
Erwachsene brauchen einen besseren 
Zugang zu psychologischer Hilfe und eine 
Gesetzesänderung, die ihnen grössere 
Anerkennung als Opfer bietet.  
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Marche Blanche und die Parteien 
 
 
Im Jahr 2003 stellte der Verein fest, dass die 
Unterstützung der Parteien unausgeglichen 
war. Marche Blanche beschloss, an alle 
Parteipräsidenten zu interpellieren. Der Verein 
forderte die SVP, deren ParlamentarierInnen 
beim Unterstützungskomitee praktisch nicht 
vertreten waren, in einem Brief an den 
Parteipräsidenten Ueli Maurer auf, seine 
Aktion zu unterstützen. Die Antwort war 
negativ und ohne Begründung. In einem 
zweiten Brief fragte Marche Blanche nach den 
Gründen für diese Absage. Die Antwort war 
folgende: ĂWir unterstützen keine Vereineñ. Mit 
den anderen Parteipräsidenten hingegen 
konnten Termine gemacht werden.  
 
Bis zum heutigen Tag sind die SP, die FDP 
und die CVP ihrem Versprechen, Marche 
Blanche Bescheid zu geben, immer noch nicht 
nachgekommen. Der Präsident der Liberalen 
Partei hat den Verein eingeladen, im 
September 2003 bei einem Anlass mit einem 
Informationsstand anwesend zu sein, und 
auch die Partei der Arbeit hat dem Verein 
sofort ihre ganze Unterstützung zugesichert. 
Ziel von Marche Blanche war es aber, durch 
alle Parteizeitungen über die Weissen 
Märsche vom 27. September 2003 zu 
informieren. Aber nur die Partei der Arbeit hat 
die Information an alle ihre Mitglieder 
weitergegeben. Der Verein zieht daraus den 
Schluss, dass seine Bemühungen praktisch 
umsonst waren. 
 
Dem Verein Marche Blanche gehören 
Menschen mit unterschiedlichen 
politischen Meinungen an. Es gibt jedoch 
weder eine links- noch eine rechtsradikale 
Mehrheit. 
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Verschiedene Politiker/Politikerinnen haben 
anlässlich der Marche Blanche eine Rede 
gehalten 

 
Ruth Metzler, Bundesrätin 
 

 
Liliane Maury-Pasquier, Nationalrätin 

 

 
Jean-Philippe Maitre, Nationalrat 
 

 
Charles Bear, Ständerat 

 

 
Alex Pedrazzini, Ständerat 

 
éund viele andere 

 
 
 

Bis heute ist es noch nie vorgekommen, dass 
ein/e Parteivertreter/in während eines 
Weissen Marsches auf dem Podium für ihre 
Partei geworben hätte. Mit Ausnahme des 
berühmten 2. Oktobers 2004 in Genf, als Herr 
Patrice Mugny, Regierungsrat der Stadt Genf, 
vom Rednerpult profitierte, um Herrn Oskar 
Freysinger, umstrittener SVP-Nationalrat, 
öffentlich zu beleidigen.  
 
 
Herr Mugny eröffnete seine Rede mit einem 
politischen Thema, das mit dem Weissen 
Marsch wenig zu tun hatte und die 
TeilnehmerInnen infolgedessen wenig 
interessierte. Dieser Vorfall machte 
Schlagzeilen. Immer öfters stiess man 
auch auf folgenden Satz: �Ä�'�L�H�� �6�9�3�� �V�S�D�Q�Q�W��
�0�D�U�F�K�H���%�O�D�Q�F�K�H���]�X���L�K�U�H�Q���=�Z�H�F�N�H�Q���H�L�Q�³��  
 
Zwei Wochen vorher waren Frau Gisèle Ory, 
SP-Ständerätin, und Herr Yvan Perrin, SVP-
Nationalrat, in Biel zusammengekommen und 
hatten sich dasselbe Podium geteilt. Wenn 
auch die eine Person mehr Gewicht auf 
Prävention legte und die andere eher auf 
Strafverfolgung, so war ihr Ziel das gleiche. Es 
fällt zwar leicht, in solchen Fragen einer 
Meinung zu sein. Diese Übereinstimmung war 
aber trotzdem sehr lobenswert. Das Verhalten 
von Herrn Patrice Mugny hat jedoch nicht nur 
dem Ruf des Vereins geschadet, sondern 
ungerechterweise auch ein schlechtes Licht 
auf seine Aktionen geworfen. Der Verein 
glaubt einer Partei nicht mehr als den 
anderen, er schenkt der Linken wie auch der 
Rechten Glauben. Und wie auch immer der 
Verein seine Aktion an der Seite der CVP, der 
SP, der FDP, der Liberalen Partei, der SVP, 
der Grünen oder anderen bezeichnet, sie ist 
politisch neutral und muss es auch bleiben. 
Wenn der Verein das Podium einer ï 
extremistischen ï Partei verweigert, so 
bedeutet dies, dass er eine politische Stellung 
einnehmen würde. Und genau dies lehnt 
Marche Blanche ab. 
 
 
 
  
 
 
 


